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D
er Rezeption der DDR in politi-
scher Hinsicht entsprach die
Klassifizierung ihres Wissen-

schafts- und Forschungssektors durch die
bundesdeutsche „Siegermacht“ mit Sitz
in Bonn: „Diktatur“ und „Wissenschafts-
wüste Ost“ schienen zu einander ergän-
zenden Begrifflichkeiten zu mutieren, die
der Inbesitznahme des Ostens durch den
Westen – Fritz Vilmar, ehedem Mitglied
der Grundwertekommission der SPD,
spricht etwa von der „strukturellen Kolo-
nialisierung der DDR“1 – die möglichst
umfassende Abwicklung der DDR-eige-
nen Institutionen und ihres Personals in
logischer Entsprechung gegenüber stell-
ten. Werner Röhrs groß angelegtes Werk
zur Abwicklung der historischen Institute
an den ostdeutschen Universitäten und
Wissenschaftseinrichtungen2 gibt von
diesem Prozess beredtes wie faktenrei-
ches Zeugnis und deckt sich mit der vom
Verfasser vorgelegten Einzelstudie zur
Geschichte des Instituts für Geschichte
an der Humboldt-Universität zu Berlin
nach dem 3. Oktober 1990.3 Die DDR-
Wissenschaftler, insbesondere im Be-
reich der Geisteswissenschaften, galten
fortan als hochideologisierte Vertreter ei-
nes rein parteipolitisch ausgerichteten
Wissenschaftsparadigmas, das, so der
mehr oder weniger einstimmige Kanon
der bald nach dem Vollzug der „deut-
schen Einheit“ eingesetzten Evaluierer
vom Wissenschaftsrat,4 in methodischer
wie empirischer Hinsicht mit „moderner“
Wissenschaftlichkeit nicht vereinbar
 wäre. Auf Einzelfallüberprüfungen hin-
sichtlich der je vorhandenen Kompetenz,
Leistung oder politischen „Belastung“
konnte vor diesem allgemeinen Hinter-
grund sodann generös verzichtet werden.

Man mag in diesem heute vielfach kri-
tisierten Prozess der gerne als „Wieder-
vereinigung“ apostrophierten und insze-
nierten Inkorporierung der DDR in die
politische und wirtschaftliche Ordnung
der BRD das typische Muster einer ein-
seitig verlaufenden Staatensukzession
erkennen. Noch weitgehend unerforscht
ist die Rolle der – mangels Brüsseler
Diktat noch im Vollbesitz ihrer staat -
lichen Souveränität stehenden – Repu-

blik Österreich in diesen Jahren, was
nicht zuletzt dem Umstand geschuldet
ist, dass die einschlägigen archivischen
Materialien bis dato der gesetzlichen
Sperrfrist unterliegen. Auch die Frage
der spezifischen Haltung der österreichi-
schen Hochschulen oder einzelner öster-
reichischer Universitäten zur „deutschen
Frage“ 1989/90 und zum (neuen?) Um-
gang mit den nun wiedervereinigten ost-
deutschen Hochschulen verharrt weit -
gehend ungeklärt, wie überhaupt eine
ostdeutsch-österreichische bzw. deutsch-
österreichisch-deutsche Wissenschafts -
geschichte bislang ein Desiderat geblie-
ben ist, angesichts der „Brückenfunktion“
Österreichs bei der Herstellung von Wis-
senschaftsbeziehungen zwischen West-
und Ostblock jedoch ein lohnendes histo-
riographisches Unterfangen wäre.5

Innsbrucker Initiativen

Vor diesem allgemeinen Hintergrund
lassen sich kaum mehr als schlaglicht -
artige Einblicke in die Rezeption der Ab-
wicklung des ostdeutschen Wissen-
schafts- und Hochschulsektors durch
österreichische Universitäten gewinnen.
Einzelne historische Institute etwa nah-
men kritisch Stellung zu den Vorgängen
im nördlichen Nachbarland (so etwa das
Institut für Geschichte der Universität
 Wien), wobei die Initiative oftmals von
einzelnen Personen ausging. Auch perso-
nelle Solidaritätsbekundungen und -hand-
lungen sind bezeugt, etwa an der Univer-
sität Wien, wo sich Michael Weinzierl
(1950–2002) und Alfred Kohler erfolg-
reich um eine Gastprofessur für Klaus
Vetter bemühten, der in einem unrühm -
lichen, auf zweifelhaften Indizien beru-
henden Verfahren von seiner Stammuni-
versität, der Humboldt-Universität zu
Berlin, gerade entlassen worden war.6

Bereits unmittelbar nach der „Wende“
ist auch auf der Universität Innsbruck
der – im Vergleich zu Wien letztlich er-
folglose – Versuch bezeugt, durch „ge-
lebte Solidarität“ (Eduard Rabofsky)7

DDR-Forschern im neutralen Österreich
eine institutionelle Fortsetzung ihrer wis-
senschaftlichen Tätigkeit zu ermöglichen.
So bemühte sich in Innsbruck noch kurz

vor der staatsrechtlich fixierten „Wieder-
vereinigung“ im Oktober 1990 eine Grup-
pe fortschrittlicher Wissenschaftler um
die beiden Historiker Gerhard Oberkofler
und Helmut Reinalter, den langjährigen
Leiter des Zentralinstituts für Philosophie
an der Akademie der Wissenschaften der
DDR, Manfred Buhr (1927–2008), als
Gastprofessor für das Wintersemester
1991/92 an die Leopold-Franzens-Uni-
versität Innsbruck zu gewinnen.

Es ist nun nicht der Zweck des vorlie-
genden Aufsatzes, eine endgültige Beur-
teilung des philosophischen Werkes und
wissenschaftspolitischen Wirkens von
Manfred Buhr darzubieten (zu verweisen
sei hier lediglich auf einen nach wie vor
lesenswerten Zeit-Artikel vom 11. Sep-
tember 19928), sondern die Vorgänge um
die gescheiterte „Berufung“ Buhrs nach
Innsbruck im historischen Rückblick dar-
zustellen. Zweifellos handelte es sich bei
Buhr um einen der exponiertesten Gei-
steswissenschaftler der DDR, wobei sei-
ne wissenschaftsorganisatorischen Ver-
dienste, etwa im Zusammenhang mit den
großen deutsch-deutschen Akademie-
Ausgaben von Fichte und Schelling (her-
ausgegeben von der Münchener Akade-
mie), und seine Bemühungen um die
Herstellung und Aufrechterhaltung eines
funktionierenden Austausches von west-
/ostdeutschen bzw. west-/osteuropäi-
schen  Philosophen auch in der Bonner
Bundesrepublik breite Anerkennung fan-
den.9 Nicht zuletzt diese breite internatio-
nale Vernetzung war es auch, die Ober-
kofler und Reinalter im Rahmen ihres ge-
meinsamen Antrags vom 25. September
1990 ins Treffen führten, mit dem sie die
Gastprofessur Buhr beim Vorstand des
Instituts für Geschichte der Universität
Innsbruck (Josef Riedmann) offiziell ein-
reichten.10 Die Umstände schienen jeden-
falls günstig: Aufgrund eines internen,
gewohnheitsrechtlich gehandhabten Tur-
nus’ am Institut hinsichtlich der Beset-
zung von Gastprofessuren sahen sich
Oberkofler und Reinalter in die Lage ver-
setzt, einen derartigen Vorschlag gewis-
sermaßen ex officio zu unterbreiten.11

Thematisch sollte die Gastprofessur
auf ein wissenschaftshistorisches-philo-

Die Abwicklung der DDR, Österreich und 
der Fall Manfred Buhr

Die Geschichte der verhinderten Gastprofessur für Manfred Buhr
an der Universität Innsbruck im Studienjahr 1991/92

Martin Krenn



Beiträge 7

3/14

nach wie vor überzeugten Marxisten
Buhr der Reputation der Universität
 Innsbruck abträglich sein würde. Na-
mens der Antragsteller replizierte Ober-
kofler darauf, dass seiner Ansicht nach
die Person Manfred Buhr nur als will-
kommener Anlassfall genommen wurde,
um das „Scheitern der DDR zur Liqui-
dierung jedes Denkens und Handelns“
zu benutzen, das „auf eine materialis -
tische Sicht der Weltzustände und Welt -
geschichte hin orientiert“. Es könne nun
aber die in der österreichischen Bundes-
verfassung garantierte Lehr- und For-
schungsfreiheit der Wissenschaft „nicht
nach dem Belieben Einzelner suspen-
diert werden. Die dies bezüglichen Be-
stimmungen der österreichischen Verfas-
sung sind ungeteilt und dieser zufolge
darf eine kommunistische Gesinnung
nicht im Ansatz zur Diskriminierung An-
laß geben.“24 Als geradezu verleumde-
risch betrachtete Oberkofler zudem das
verdiktbeladene Kalkül, aus einer SED-
Mitgliedschaft den Automatismus von
nutznießerischer persönlicher Vorteils -
annahme sowie verbrecherischer Grund -
gesinnung zu deduzieren.

Nach längerer Diskussion beschloss
die Fakultät jedenfalls mit Stimmen-
mehrheit, den Antrag an das Institut für
Geschichte zurück zu verweisen, wo er,
so die Fakultät, einer neuerlichen Dis-
kussion zugeführt werden sollte. Bereits
am 24. Jänner 1991 tagte die Instituts-
konferenz, wo nach neuerlicher Diskus-
sion jedoch eine Art „Beharrungs -
beschluss“ per Mehrheitsvotum gefällt

sophiegeschichtliches Thema lauten, das
zweifelsohne zu den Kernforschungs -
bereichen Buhrs gehörte: „Französische
Revolution und das Denken des Deut-
schen Idealismus“. Argumentativ unter-
mauerten Oberkofler und Reinalter ihren
Vorschlag zudem damit, dass es sich bei
Buhr nicht nur um einen „weltweit hoch-
geschätzten Wissenschaftshistoriker und
humanistischen Philosophen“ handeln
würde. Seine Gewinnung als Gastprofes-
sor mit einer Lehrverpflichtung von 6
Semesterwochenstunden (Seminar und
Vorlesung) würde zudem „das Lehran-
gebot des Instituts für Geschichte quali-
tativ erkennbar erweitern“.12 Noch vor
der entscheidenden Institutskonferenz
vom 17. Oktober 1990, wo über den An-
trag formell abgestimmt werden sollte,
hatte sich das Institut in Person von Insti-
tutsvorstands-Stellvertreter Johann Rai-
ner (Ordinarius für Österreichische
 Geschichte) und dem Vorsitzenden der
Studienkommission Geschichte, Franz
Mathis (Wirtschafts- und Sozial -
geschichte), gegenüber dem Dekanat der
Geisteswissenschaftlichen Fakultät der
Universität Innsbruck unter Leitung von
Elmar Kornexl (Sportwissenschaften)
für Buhr stark gemacht und den Antrag
Oberkofler/Reinalters „im Sinne einer
Erweiterung des Lehrangebots unter-
stützt und wärmstens befürwortet“.13

In der angesprochenen Institutskonfe-
renz vom 17. Oktober 1990 fand nun der
Antrag einhellige Zustimmung,14 wobei
in der offiziellen Begründung nun zu-
sätzlich angegeben wurde, dass sich
durch Buhrs Engagement in Innsbruck
das Lehrangebot um internationale Kom-
ponenten verdichten ließe und zudem
Oberkofler und Reinalter „durch die
persönliche Konfrontation und Koopera-
tion mit Buhr für ihre eigenen For-
schungsschwerpunkte eine erhebliche
Innovation“ erwarten dürften.15 Dies er-
schien nicht nur im Falle Oberkoflers,
sondern auch Reinalters als durchaus
einsichtig, hatte Letzterer doch eine Pro-
fessur für Neuere Geschichte und Politi-
sche Philosophie inne und sich mit ein-
schlägigen Publikationen zur Auf-
klärungs- und Ideengeschichte Europas
hervorgetan.

Nach dem solcherart erfolgten Placet
erging am 22. Oktober 1990 die Verstän-
digung des Instituts für Geschichte der
Universität Innsbruck durch Johann Rai-
ner an das Bundesministerium für Wis-
senschaft und Forschung in Wien über die
Beantragung der Gastprofessur für Buhr
für das Wintersemester 1991/92.16 Das
Formblatt trug hiebei auch die Sichtver-

merke vom Dekan der Geisteswissen-
schaftlichen Fakultät sowie vom Rektor
der Universität Innsbruck. Mit Datum
30. Oktober 1990 wandte sich Kornexl
schließlich auch dekanatsoffiziell an das
zuständige Wiener Ministerium und legte
das Ansuchen der Gastprofessur für Buhr
„mit der Bitte um positive Erledigung“
vor.17 Der formell noch fehlende Fakul-
tätsbeschluss, so Kornexl, werde nach -
gereicht. Um nämlich dem inneruniver-
sitären Selbstverwaltungsprozedere Genü-
ge zu tun und den Vorgang der Bestellung
Buhrs zum Gastprofessur abschließen zu
können, war noch die finale Zustimmung
seitens der Fakultät erforderlich, weshalb
der Punkt unter Top 15 auf die Tagesord-
nung der Fakultätssitzung vom 18. Jänner
1991 aufgenommen wurde.18 Für
Oberkof ler und Reinalter, den maßgeb -
lichen Proponenten, handelte es sich hier-
bei allerdings nur noch um eine reine For-
malität des „Abnickens“ eines von einer
autonomen universitären Subeinheit (eben
dem Institut für Geschichte) erarbeiteten
Vorschlags.19 Gerade dies sollte es jedoch
im Fall Buhr nicht werden.

Widerstand 
und Gegenoffensiven

Nach entsprechender Vorbereitung
 artikulierte Wolfgang Röd (1926–2014),
Ordinarius am Philosophischen Institut
der Universität Innsbruck und, ebenso
wie etwa Hans Heinz Holz, Vertreter ei-
nes problem geschichtlichen Zugangs in
der Philosophie der Neuzeit,20 in der der
Fakultätssitzung vorangehenden Sitzung
der Professorenkurie vom 16. Jänner
1991 seine Vorbehalte gegenüber dem
Vorschlag des Instituts für Geschichte.
Röd argumentierte dabei in zweierlei
Richtung: Einerseits stellte er grundsätz-
lich infrage, wieso das Institut für Ge-
schichte den Philosophen Buhr – ohne
Rücksprache mit dem Innsbrucker Fach-
institut – zum Gastprofessor ernennen
wollte.21 Auf der anderen Seite zielte er
frontal auf die politische Einstellung
Buhrs: In dessen Publikationen würde
mehrfach und an exponierter Stelle das
Wort „Klassenkampf“ vorkommen.22

Die von Röd ausgehende Gegenoffen-
sive zeitigte rasch Erfolg. So gelang es
ihm, einzelne Mitglieder des Instituts für
Geschichte für seine Vorbehalte gegen -
über Buhr zu gewinnen. Auf der Fakul-
tätssitzung vom 18. Jänner 1991
schwenkte nun auch Riedmann auf die
Position Röds ein.23 Inhaltlich wurde von
Röd und Riedmann damit argumentiert,
dass die Verleihung einer Gastprofessur
an das ehemalige SED-Mitglied und den

Manfred Buhr (links) und Eduard
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wurde: Die Einladung an Manfred Buhr
für eine Gastprofessor sollte weiterhin
aufrechterhalten werden.25

Abseits des offiziellen Prozessgangs
auf der Universität wurde Buhr die Ent-
wicklung durch Oberkofler im persönli-
chen Verkehr umgehend zur Kenntnis
gebracht. Buhr zeigte sich ernüchtert
(„Daß die Sache so ausgeht, hätte ich
nicht gedacht“26), sah den Vorgang aber
gleichzeitig in einem größeren Zusam-
menhang. In drastischen Worten, denen
eine gewisse Empörung über die Inkri-
minierung seiner Person nicht abzuspre-
chen ist, sah er „eine Mafia am Werke“,
die „alles plattwalzen möchte, was ir-
gendwie nach Marxismus riecht oder
noch riechen könnte“.27

Derweil war die Innsbrucker Initiative
im akademischen In- wie Ausland nicht
unbemerkt geblieben; ein Beleg für die
oftmalige Kleinheit der universitären
Welt auch in internetlosen Zeiten. In
Berlin waren die Gegner Buhrs an der
Akademie der Wissenschaften hellhörig
geworden und wandten sich in einem mit
21. Februar 1991 datierten Schreiben an
den Grazer Ordinarius für Soziologie
Karl Acham, der international bestens
vernetzt war und etwa als Experte des
bundesrepublikanischen Wissenschafts-
rates firmierte. In diesem Brief wurde
Acham bedeutet, dass allein die Diskus-
sion einer Gastprofessur Buhrs einer „öf-
fentliche[n] Ohrfeige für all jene“
gleichkomme, „die unter seiner Ägide
schikaniert und drangsaliert worden
sind“.28 Acham seinerseits schrieb nun
unmittelbar nach Erhalt dieser Zeilen an
Dekan Kornexl in  Innsbruck und ließ da-
bei keinerlei Zweifel aufkommen, was er
von der angedachten Bedenkung Buhrs
mit einer Gastprofessur hielt: Dieser sei
„eine der maßgeblichen schiedsrichterli-
chen Instanzen in ideologiepolitischen
Fragen“ der DDR gewesen, habe „in-
quisitorische Praktiken“ an den Tag ge-
legt und überhaupt „jede ihrer Parteili-
nie unbequeme Kritik mit Gewalt unter-
bunden“. Für Acham kam daher der an-
gedachten Gastprofessur einer „Weißwä-
scherei“ Buhrs gleich, wobei er es als
„degoutant“ betrachtete, dass „nun of-
fenbar Philosophen und Parteiideologen
im Rang von Politkommissaren in Öster-
reich vereinzelt Unterstützung in dem
Bestreben finden, sich durch ihre
 Integration in die von ihnen früher als
‚bürgerlich‘ apostrophierten (und meist
arg denunzierten) Wissenschaftseinrich-
tungen weißwaschen zu lassen“.29

In einem weiteren Schreiben von Ende
März 1991, dieses Mal direkt an Röd

Auseinandersetzungen“ nicht nach
Österreich zu übertragen.36

Es herrschte zu diesem Zeitpunkt also
durchaus eine Pattstellung von Befür-
wortern und Gegnern einer Gastprofes-
sur für Buhr an der Universität Innsbruck
vor. Die Tatsache, dass auch Angehörige
anderer österreichischer Universitäten
Stellung bezogen, mag jedoch verdeut -
lichen, dass es sich hier offensichtlich
um eine Frage von übergeordnetem
 Interesse handelte. In Innsbruck sah die
Fakultätsleitung nun in der Einholung
von internationalen „Fachgutachten“
über die Person Buhr, ein durchaus unge-
wöhnlicher Schritt allemal, eine Mög-
lichkeit des adäquaten Umgangs mit der
Situation. Hatte schon Acham der Inns-
brucker Universitätsführung vorgeschla-
gen, durch Kontaktierung einschlägiger
Wissenschaftler ein „authentisches
Bild“ von Buhr zu erhalten,37 so waren
nun Kornexl und Bichler bereits vor Er-
halt von Achams in Kopie auch an sie er-
gangenen Zeilen an Röd daran gegangen,
westdeutsche Philosophen um die Abga-
be einer Stellungnahme zu ersuchen – et-
wa den international renommierten
 Hegel-Forscher Dieter Henrich (Univer-
sität München) oder Friedrich Rapp
(Universität Dortmund). Man sei, so das
Dekanat in den entsprechenden Begleit-
schreiben, zu diesem Vorgehen genötigt,
da Stimmen laut geworden waren, „die
die ernste Besorgnis zum Ausdruck brin-
gen“, die Verleihung der Gastprofessur
an Buhr würde „die wissenschaftlich und
wissenschaftspolitisch nicht zu verant-
wortende Ehrenrettung eines Spitzen -
repräsentanten einer ideologisch auf
Kampflinie getrimmten marxistisch-leni-
nistischen Kaderwissenschaft“ bedeu-
ten.38 Angesichts der Mittelstellung, die
das Dekanat nun in der Auseinanderset-
zung zwischen Buhr-Befürwortern und -
Gegnern einnehme, wolle man sich „um
Referenzauskünfte bemühen“.39

Henrich wie Rapp kamen dem
Wunsch, über das wissenschaftspoliti-
sche und wissenschaftliche Wirken Buhrs
zu „gutachten“, in der Folge in durchaus
differenzierter Form nach. Ersterer,
langjähriger Präsident der Internationa-
len Hegel-Vereinigung, machte etwa auf
die Verdienste Buhrs in der Förderung
der Zusammenarbeit und des wissen-
schaftlichen Austausches zwischen der
von ihm präsidierten Gesellschaft und
dem Zentralinstitut für Philosophie auf-
merksam, in dessen Gefolge „auch weni-
ger privilegierte Akademie-Mitarbeiter,
zum Teil zum ersten Mal, im Westen Vor-
träge halten konnten“.  Zudem würdigte

adressiert und in Kopie auch an Reinal-
ter, Kornexl und Reinhold Bichler (Alte
Geschichte) übermittelt, untermauerte
Acham nicht nur seine grundsätzliche
Ablehnung Buhrs mit dessen politischer
Ausrichtung („unversöhnlicher Dogma-
tiker in seinem Verhalten gegenüber der
sogenannten bürgerlichen Philosophie,
aber auch gegenüber Fachkollegen in
der ehemaligen DDR“30). Auch ver-
knüpfte er, wie im zweiten Halbsatz sei-
ner allgemeinen Einschätzung angedeu-
tet, konkret den Fall Peter Ruben31 direkt
mit einer persönlichen Verantwortlich-
keit Buhrs und schreckte dabei auch
nicht vor der historisch unrichtigen Be-
hauptung zurück, Ruben und seine Mit-
streiter wären vom Zentralinstitut für
Philosophie entlassen worden.32 Acham
erachtete es jedenfalls in einem durch-
wegs pejorativen Schlusswort für „fatal,
aufgrund der Misere, in welcher sich
derzeit die ehemalige DDR befindet, ge-
rade mit Leuten wie Buhr Mitleid zu ha-
ben. Man sollte ihn in der von ihm selbst
gewählten Frühpension belassen, in der
er gewiß als ehemaliger Spitzenverdie-
ner im Wissenschaftsbereich der DDR
ein passables Auslangen finden kann.
Man sollte aber nicht durch eine Gast-
professur für Buhr in Innsbruck jene ver-
höhnen, die unter ihm und seinesglei-
chen früher zu leiden hatten [...].“33

Bereits knapp vor diesen Zeilen hatten
sich auch Befürworter der Innsbrucker
Gastprofessur bei Oberkofler gemeldet,
so etwa der – erst kürzlich verstorbene –
Ordinarius für Rechtsphilosophie an der
Juridischen Fakultät Innsbruck, Michael
Fischer (1945–2014), sowie der
langjährige Institutsvorstand des Instituts
für Philosophie an der Universität Wien,
Erich Heintel (1912–2000). Beide zeich-
neten dabei ein Bild von Buhr, wie es
konträrer zu jenem Achams und Röds
nicht hätte sein können, wiewohl auch
sie schwerlich dem Lager des Marxis-
mus zuordbar waren. Fischer freute sich
„ganz besonders“ über die „tolle Sa-
che“ und strich zudem heraus, dass Buhr
nicht nur immer ein „offenes Gespräch“
ermöglichen wollte, sondern auch „im-
mer wieder regimekritische Leute geför-
dert hat“;34 Heintel wiederum unter-
stützte das Vorhaben, da er „Herrn Buhr
als Philosoph und Philosophiehistoriker
seiner gediegenen Kenntnisse wegen
schätze“.35 Auch gewichtige Stimmen
aus dem bundesrepublikanischen Aus-
land (etwa Reinhard Lauth) hatten sich
derweil zu Wort gemeldet und sich für
die Innsbrucker Initiative mit dem Ver-
weis ausgesprochen, „innerdeutsche
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schließlich in der ent-
scheidenden Fakul-
tätssitzung vom 19.
April 1991 gegen die
Einladung von Buhr
nach Innsbruck aus –
und zwar aus dezidiert
politischen Gründen.
Zurückgegriffen wur-
de dabei abermals auf
eine von Röd formu-
lierte „Protokoll-Er-
klärung“, die in vier
Punkten „schwerwie-
gende Bedenken“ ge-
gen eine Gastprofessur
Buhrs in Innsbruck
formulierte, da diese
„als Billigung der von
Buhr geübten politi-
schen Praxis und
 deren ideologischer
Grundlage verstanden
werden würde“.44

Dieser – im Anhang
im Wortlaut abge-
druckten – Erklärung kam eine
Schlüssel rolle bei der Verhinderung
Buhrs zu. Oberkofler reagierte hierauf
nach Rücksprache mit Buhr45 in der Fa-
kultätssitzung mit einer elf Punkte um-
fassenden Replik, die nochmals einge-
hend auf die demokratische Entschei-
dungsfindung am  Institut für Geschichte
verwies, bei der „von Anfang an aussch-
ließlich die international unbestrittene
wissenschaftliche Qualifikation“ von
Buhr den Ausschlag für seine Einladung
zum Gastprofessor gegeben habe.46 Ge-
genüber den auf Buhrs politische An-
sichten bzw. wissenschaftliche Positio-
nen abzielenden Argumenten konstatier-
te Oberkofler zudem lapidar: „Im Übri-
gen gilt es festzuhalten, daß die wissen-
schaftlichen Ansichten von M. Buhr nicht
strafbar waren und es auch in der Ge-
genwart (noch) nicht sind.“ Hinsichtlich
der eingesetzten Gutachter stellte Ober-
kofler fest, dass durch diese Vorgehens-
weise das Institut für Geschichte „unter
Kuratel gestellt“ worden sei. Zudem sei
„das akademische Leben zutiefst verletzt
worden, weil M. Buhr nicht Gelegenheit
gegeben wurde, zu den von den Professo-
ren Röd, Acham und anderen erhobenen
ehrenrührigen Vorwürfen selbst Stellung
zu nehmen“. Die Fakultät treffe, so Ober-
kofler abschließend, daher „einen Ent-
scheid auch darüber, ob sie sich dem
Druck aus dem großen nördlichen Nach-
barn beugt oder ob sie sich den wirklich
liberalen Wissenschaftstraditionen ver-
pflichtet fühlt“.47

Eine nochmalige Wende konnte
 jedoch auch mit diesem eindringlichen
Appell Oberkoflers nicht erreicht wer-
den – die Gastprofessur für Buhr war in-
neruniversitär erledigt. Ende April sah
sich daher Oberkofler veranlasst,
 Fischer und Heintel zu verständigen, die
im Vorfeld die Innsbrucker Initiative de-
zidiert begrüßt hatten: Wegen „der mas-
siven, von Professor Röd organisierten
Opposition“ sei die Gastprofessur für
Buhr nicht zustande gekommen.48 In ei-
nem Schreiben an den Verein zur Förde-
rung der fortschrittlichen Wissenschaft
vom Mai 1991 fasste Oberkofler jeden-
falls den Charakter des Scheiterns seiner
Initiative wie folgt zusammen: „Unab-
hängig von der Persönlichkeit Buhr soll
mit diesem Entscheid materialistisches
Denken diskriminiert und die Wissen-
schaft in Österreich an ‚Deutsche
 Zustände‘ orientiert werden.“49

Ende Mai 1991 teilte Dekan Kornexl
das Ergebnis auch Buhr persönlich mit.
So sei die negative Entscheidung allein
dadurch zustande gekommen, „daß es
der Fakultät zum derzeitigen Zeitpunkt
nicht günstig erschien, eine Person, die
SED-Mitglied war und in dieser Funkti-
on die Wissenschaftspolitik der DDR we-
sentlich mitbestimmte, zu einer Gastpro-
fessur nach Innsbruck einzuladen“.50

Unbestritten und unbestreitbar sei darü-
ber hinaus jedoch Buhrs wissenschaft -
liche Qualifikation. Mit dem Antwort-
schreiben Buhrs an Kornexl vom 10. Juli
1991 war der Fall – zumindest für Buhr –

Henrich die unter Buhrs Ägide verant-
worteten Forschungsunternehmen an der
Akademie als „durchaus westlichen
Maßstäben gerecht“. Direkt an die
Adresse Achams gerichtet, wies Henrich
zudem auf die Gefahren einer Verurtei-
lungslogik hin, die sich nur aus der sim-
plen Tatsache speiste, in der DDR eine
gehobene Funktion eingenommen zu
 haben: „Eine solche Kritik würde erst
dann entscheidend sein, wenn sie ein ver-
werfliches Verhalten aufweist, das noch
von den in sich selbst zu kritisierenden
Funktionsweisen eines ideologisch stabi-
lisierenden Herrschaftssystems unter-
schieden werden kann. Aus der Zeit mei-
ner Kooperation mit Herrn Buhr in deli-
katen politischen Problemlagen ist mir
ein solches Verhalten nicht bekannt ge-
worden.“40 Ähnlich der Befund Rapps, in
Buhr einen „kultivierten, problembewuß-
ten und dialogfähigen Gesprächspart-
ner“ kennengelernt zu haben, der „histo-
risch solide gearbeitet und im Rahmen
der ideologischen Vorgaben des Marxis-
mus-Leninismus durchaus auch kritisch
reflektierte Positionen vertreten“ habe.41

Widerstand gegen die Gastprofessur
machte sich nun jedoch auch im Institut
für Geschichte bemerkbar, wo nun eigen -
initiativ einzelne Personen zeitgleich mit
dem Dekanat daran gingen, „Gutachten“
über Buhr einzuholen und diese der Fa-
kultät zu übermitteln.42 Welcher Art die-
se Gutachten waren und wie diese über-
haupt zustande kamen, lässt sich gerade-
zu paradigmatisch an der Auskunft des
Althistorikers Vladimir Iliescu ablesen.
Dieser war aufgrund einer privaten Be-
kanntschaft von der Institutsangehörigen
Marianne Zörner um eine Stellungnahme
gebeten worden, wiewohl er niemals in
der DDR, sondern an der rumänischen
Universität Constanta unterrichtet hatte.
Iliescus „Gutachten“ liest sich konse-
quenterweise auch als Manifest haltlos-
beleidigender Anschuldigungen, die in
geradezu orakelhafter Manie(r) eine Ge-
neralverurteilung führender DDR-Wis-
senschaftler aussprachen. „Solche Men-
schen“, so Iliescu mit Bezug auf Buhrs
Leitungsfunktion, „waren eine Plage
und ein Alptraum für ihre Kollegen und
Mitmenschen. Es kommt noch dazu, daß
Prof. Buhr anscheinend auch als Mensch
[...] vollkommen versagte und die Kar-
riere zahlreicher Wissenschaftler, wenn
nicht beendet, so doch schwer beein-
trächtigt hat“.43

Das Scheitern der Gastprofessur

Die Geisteswissenschaftliche Fakultät
der Universität Innsbruck sprach sich

Am Grab Hegels während des Internationalen Hegel-

 Kongresses 1970 in Berlin: Teodor Oiserman, Pawel

 Kopnin, Manfred Buhr (v.l.n.r.).
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abgeschlossen. Legte Buhr zuvor noch
Wert auf die Feststellung, sich auf der
Universität „weder als Pförtner noch als
Gastprofessor“ beworben zu haben (sie-
he Anhang),51 so wollte er sich nun „je-
der weiteren Frage und Äußerung“ ent-
halten, „um nicht weiteren Gerüchten
und Legenden Nahrung zu geben“.
Gleichzeitig war er aber davon überzeugt,
dass „die Dinge in einiger Zeit anders ge-
sehen werden“. Buhrs Schlusswort in die-
sem Zusammenhang kann allgemeine
Geltung beanspruchen: „Die ‚Jetztzeit‘
läßt wenig Raum für Sachlichkeit.“52

Epilog

Ungeachtet seiner Fähigkeit zur nüch-
ternen Reflexion der Vorgänge ließ Buhr
die Entwicklung in Innsbruck auf per-
sönlicher Ebene keineswegs unbeein-
druckt. In einer Postkarte aus Paris vom
26. April 1991 bemerkte er gegenüber
Oberkofler: „Ich bin hier sehr glücklich,
weil es hier noch Menschen und sogar
Marxisten gibt! Gestern bin ich Mitar-
beiter des E.N.R.S. geworden – ohne
Gutachten und ‚Briefe‘ und Proteste.“53

Abseits davon versuchte er jedoch um-
gehend, die gescheiterte Initiative (bzw.
„Innsbrucker Geschichte“, wie er sie
bezeichnete) als Ausdruck einer objekti-
ven historischen Situation und „Moment
in einer größeren Sache“54 zu betrach-
ten, womit die mit der materiellen
einher gehende „geistige“ Abwicklung
der DDR gemeint war. Auch ließ er ge-
genüber Oberkofler selbstkritisch
anklingen, dass man „bestimmte Verfah-
rensweisen und Haltungen von bestimm-
ten Leuten unterschätzt“ habe.55

Buhrs Brief an Gerhard Oberkofler im
Vorfeld der Weihnachtsfeiertage 1991
stellt in diesem Zusammenhang nicht nur
den subjektiven Schlussakkord zum
Scheitern der Innsbrucker Initiative dar,
sondern sollte in düsterer Voraussicht
auch den Weg bezeichnen, den ein Groß-
teil der institutionell „abgewickelten“
DDR-Wissenschaftler zu gehen hatten:
„Das jetzt zu Ende gehende Jahr war
 sicher kein schönes, wohl aber ein lehrrei-
ches. Illusionen sind unangebracht. Wahr-
scheinlich müssen wir in der Vereinzelung
unseren Weg fortzuführen versuchen.“56

Im August 1992 konstatierte er, weniger
resignativ denn ernüchtert: „Über Öster-
reich mache ich mir keine Illusionen.“57

In einem mit Gerhard Oberkofler und
Peter Goller geführten ausführlichen Ge-
spräch aus dem Jahr 1992 antwortete
Manfred Buhr auf die Bemerkung, dass
im „wiedervereinigten“ Deutschland der
philosophischen Forschung in der DDR

Zentralinstituts für Philosophie der AdW
der DDR eindeutig hervor [...].
2) Die von Buhr geübte repressive Praxis
entspricht seiner theoretischen Einstel-
lung, die aggressiv klassenkämpferi-
schen Charakter hat. Wissenschaftlicher
Pluralismus und liberale Einstellung
werden von ihm scharf abgelehnt. [...]
Da er der marxistisch-leninistischen
Ideologie die Aufgabe zuweist, die west-
liche Philosophie in allen ihren Richtun-
gen zu bekämpfen, wäre es grotesk,
wenn ihm eine österreichische Fakultät
Gelegenheit bieten wollte, als Gast -
professor seinen klassenkämpferischen
Zielen zu dienen.
3) Im Frühling 1990 hat sich der am
9.2.1990 gewählte neue Wissenschaft -
liche Rat des Instituts in seiner Er-
klärung, die in der Deutschen Zeitschrift
für Philosophie (7/1990) veröffentlicht
wurde, bei den in der Ära Buhr Verfolg-
ten entschuldigt. Das läßt erkennen, daß
sich selbst die früher von Buhr geleitete
Institution von diesem distanziert. [...]
4) Buhr wird in verschiedenen Veröffent-
lichungen als wichtigster Exponent der
Kader-Philosophie der SED dargestellt.
Eine Einladung Buhrs zu einer Gastpro-
fessur wäre daher international ein abso-
lut verfehltes Signal, wie sie auch nicht
im Interesse der Leopold-Franzens-Uni-
versität liegen kann.

Innsbruck, 19.4.91
Wolfgang Röd m.p.

2. Manfred Buhr an Elmar Kornexl,

3.5.1991 (Original masch.)

Spektabilität!
Sie werden sicher Verständnis dafür

haben, wenn ich Sie bitte, mir sämtliche
Unterlagen der sogenannten Causa Buhr
zur Verfügung zu stellen. Da Teile dieser
Unterlagen sowieso öffentlich gehandelt
werden, so ist meine Bitte sicher nicht
unbillig.
Meine Bitte gründet sich darin, daß ich
1) während des ganzen Verfahrens (Vor-
schlag des Historischen Instituts, mich
als Gastprofessur zu berufen) nicht in
Kenntnis gesetzt oder gehört worden bin,
2) ich mich an der Universität Innsbruck
zu keiner Zeit beworben habe (weder als
Pförtner noch als Gastprofessor),
3) meine Menschenwürde durch be-
stimmte Aspekte des Verfahrens zutiefst
beleidigt worden ist,
4) ich während des ganzen Verfahrens
bloßes Objekt war, und zwar Objekt
auch von Legenden und Lügen,
5) mir durch die Art und Weise des Ver-
fahrens Schaden entstanden ist.

der rein parteiliche Reflex einer politi-
schen Linie nachgesagt werde: „Ich
bemühe mich diesen Meldungen entge-
genzutreten und dabei ein wenig zu do-
kumentieren, was gelegentlich bezweifelt
oder in Abrede gestellt wird, nämlich
daß in jenem zweiten deutschen Staat,
der kein natürliches Gebilde, sondern
ein Ergebnis des zweiten Weltkrieges
war, was übrigens auch für den anderen
deutschen Staat gegolten hat, philoso-
phisch gedacht, geforscht, geschrieben
und auch gelitten wurde.“ Buhr erweist
sich hier als differenzierter Analytiker
des akademischen Wissenschaftsbetriebs
in der DDR, dessen 1992 großteils in
Abwicklung befindlichem Personal er
zudem empfahl, „unser Denken nicht
von einem anpassenden Rückenkrümmen
vor neuen Autoritäten und ihren ‚neuen‘
Heilsparolen abhängig zu machen“.58

Welchen Charakter die deutsche „Wie-
dervereinigung“ abseits des nationalen
Taumels nehmen sollte, zeigen dabei
nicht nur die Vorfälle im sächsischen
Hoyerswerda (mehrtägige, pogromartige
Übergriffe auf ein Vertragsarbeiter- und
Asylwerberheim), sondern auch beiläufi-
ge Zeilen von Buhr an Oberkofler. Kurz
vor einem Telefonat zwischen ihnen im
April 1992 habe ihn „meine kleine Chi-
nesin“ angerufen, „die als Aspirantin 1
1/2 Jahre bei mir war bis die Scheiße los
ging und ich sie nach Hause schicken
mußte, weil sie fortlaufend angepöbelt
wurde (Fremdenhaß)“.59

Anhang
1. Protokoll-Erklärung von Wolfgang Röd

auf der Sitzung der Geisteswissenschaft-

lichen Fakultät der Universität Inns bruck

am 19.4.1991 betreffend den Antrag auf

Bewilligung einer Gastprofessur für den

pensionierten Direktor des Zentral -

instituts für Philosophie der Akademie

der Wissenschaften der DDR Manfred

Buhr (Kopie masch.)

1) Zu der von Buhr als Direktor des Zen-
tralinstituts für Philosophie an der AdW
der DDR geübten politischen Praxis ist
zu bemerken, daß sie die Umsetzung sei-
ner dogmatischen Position bzw. der je-
weiligen Position der SED darstellte.
Buhr hat die Parteilinie mit aller Härte
gegenüber Vertretern abweichender
Meinungen durchgesetzt, indem unter
seiner Leitung Mitglieder des Zentral -
instituts um ihren Arbeitsplatz gebracht
sowie mit Lehr- und Publikationsverbot
belegt wurden. Dies geht aus dem Be-
richt der Unabhängigen Kommission des
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Bitte nehmen Sie meine vorgetragenen
Gründe nicht als Vorwurf, sondern als
Begründung meiner Bitte an Sie.
Ich wäre Ihnen sehr verbunden, wenn Sie
meiner Bitte entsprechen würden.

Mit vorzüglicher Hochachtung
Ihr M. Buhr m.p.
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